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GRÜNE gegen Privatisierung der Stadtentwässerung

Transparenz statt Gebührenerhöhungen

Die Stadtratsfraktion der Grünen spricht sich gegen eine Privatisierung der Stadtent​wässerung aus. Der Kreisverband der Grünen unterstützt diese Erklärung der grünen Stadtrats​fraktion voll und ganz.

Die Grünen haben sich auf folgende Eckpfeiler verständigt:

1. Eine neue Betriebsform darf nicht zu Gebührenerhöhungen führen.
Schon durch die Gründung eines Eigenbetriebs kann dies aber geschehen, deshalb haben die grünen Stadträtinnen Brigitte Dittrich und Waltraud Galaske gegen den Haushaltsplan gestimmt. Eine weitere Verteuerung sehen die Grünen im Rahmen einer Privatisierung auf die Bürgerinnen und Bürger zukommen, durch die dann anfallende Mehrwertsteuer und die Notwendigkeit des Unter​nehmens, Gewinn zu erwirtschaften.


2. Für die Bürgerinnen und Bürger muss Kostentransparenz bestehen.
Bereits bei einer Ausgründung der Abwasserbetriebe in eine GmbH fallen Ent​scheidun​gen in internen, nichtöffentlichen Sitzungen, die Bürgerinnen und Bürger haben keinen Einfluss auf die Entscheidungen und keine Klarheit und Kontrolle über die Mittelverwen​dung. Unternehmensbeteiligungen sind noch weniger transparent.


3. Die Kredittransfers müssen den Anforderungen einer nachhaltigen Finanzpolitik entsprechen.
Eine einmalige Zahlung eines privaten Investor stellt kurzfristig eine verlockende Ein​nahme für die Stadt dar, dabei werden Kosten aber in die Zukunft verschoben. Dies entspricht nicht einer nachhaltigen Entlastung des Haushaltes in unserem Sinne. Die Grünen sehen darin lediglich eine Verschiebung eines Finanzproblems um mehrere Jahre, Jahrzehnte und Legislaturperioden. Auch der Rückkauf der Stadtentwässerungs​betriebe nach Auslauf des Vertrags birgt ein unkalkulierbares Risiko und ist aus unserer Sicht verantwortungslos. 


Am wenigsten gewährleistet sehen die Grünen ihre Vorgaben bei einem privaten Betreiber​modell. 

Sollte eine GmbH gegründet werden, um einen privaten Investor einzubeziehen, sind sich die Stadtratsfraktion und der Kreisverband von Bündnis 90/ Die Grünen einig, dies abzulehnen. 

Die Entwässerung ist ein Bereich der Daseinsfürsorge, der nicht in private Hände gelegt und auch nicht der Kapitalverwertung geopfert werden soll. Der sorg​same Umgang mit den Ressourcen unserer Umwelt gehört zu den Kernthemen grüner Politik. 

Wir sind der Meinung, dass es sich, wie bei allen Ver- und Entsorgungs​leistungen, bei der Stadtentwässerung um einen sehr sensiblen Bereich handelt: Natur und Wasser​qualität – und damit langfristig unsere Lebensqualität – hängen entscheidend davon ab, wie verant​wortungsvoll der Betreiber damit umgeht! 

Ein privater Betreiber, der gewinnorientiert handeln muss, kann dies aus unserer Sicht nicht gewährleisten!
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So weitsichtig die Planung eines Vertrages mit einem privaten Investor auch sein mag, eine Absicherung für die Zukunft von Generationen scheint uns nur möglich, wenn die Stadt die Verantwortung für diesen Monopolbereich selbst übernimmt und die Bürgerinnen und Bürger über demokratische Instrumente Einfluss und Kontrolle ausüben können. 

Einem gut durch​dachten, betriebswirtschaftlichen Konzept, das die Stadtentwässerung weiterhin in den Händen der Kommunen belässt, können wir zustimmen.

Die Tatsache, dass Gunda Röstel, die ehemalige Bundesvorsitzende und nach wie vor Parteimitglied von Bündnis 90/ Die Grünen, nun Managerin bei Gelsenwasser ist, ist für die Entscheidung der Grünen in Fürth nicht relevant.

Mit freundlichen Grüßen

Für die Stadtratsfraktion

Brigitte Dittrich 

Waltraud Galaske

Für die Kreisverband

Lydia Bauer-Hechler

Sabine Weber-Thumulla

